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Frau
Angela Schilling
Oestricher Straße 128
58644 lserlohn

Aktenzeichen:
S 10 AS 2755/10 ER

(VNR: 201461)
(bei Antwort bitte angeben)

Sozialgericht Dortmund

Bearbeiter:
Frau Hoppe-Beckmann

Telefon 0231 5415-527
Telefax 0231 5415-509

S 10 AS 2755/10 ER: Angela Schilling ./. Arbeitsgemeinschaft
Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle -

Anlage
1

Sehr geehrte Frau Schilling,

als Anlage wird übersandt:

- Schriftsatz vom 24.06.2010

Sie werden gebeten, hierzu Stellung zu nehmen.

Ich frage an, ob angesichts des Änderungsbescheides der Antrag auf
Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes aufrecht erhalten wird.

Um Erledigung innerhalb von 1 Woche wird gebeten.

Mit freundlichen Grüßen
Die Vorsitzende der 10. Kammer
Dr. Waldhorst-Kahnau
Richterin
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig)

Dienstgebäude:
Ruhrallee 1-3
44139 Dortmund
Telefon 0231 5415-1
Telefax 0231 5415-509

www.sg-dortmund.nrw.de
www.sozialgerichtsbarkeit.de

Sie erreichen das Gericht
mit den Stadtbahnlinien
U41, U45, U47, U49,
S-Bahn
(Haltestelle Stadthaus).

Sprechzeiten:
Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr

Öffnungszeiten:
Mo.-Do. 8:00-16:00 Uhr,
Fr. 8:00-15:00 Uhr

http://www.sg-dortmund.nrw.de
http://www.sozialgerichtsbarkeit.de


Sozialgericht Dortmund
Ruhrallee 3
44139 Dortmund

ARGM. Plenatetolla laoritAn, poteee 11;2. 541581 Jb.mehl WIderspruchs- und Klagestell@

Ihr Zeichen: S 10 AS 2755/10 ER
Ihre Nachricht:
Mein Zeichen; 498 - 35502BG000

eR 53/10
leeijocror Antwört beb änpnben)

Name: Herr Paetz
Durchwahl: 02371 905 750
Telefax: 02371 905 859
E-Mail; ARGE-MK.SGG-Algli@arge-sgb2,de
Datum: 24.06.2010

./. ARGE MK, S 10 AS 2755/10 ER

In dem einstweiligen Rechtsschutzverfahren

Schilling .1. ARGE MK
-S 10 AS 2755/10 ER-

wird beantragt,

1. den Antrag abzulehnen und

2. zu entscheiden, dass Kosten gemäß § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
nicht zu erstatten

sind.

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz kann keinen Erfolg haben.

Mit Bescheid vom 23.06.2010 hat die Antragsgegnerin die streitgegenständliche Sanktion
gegen die Antragstellerin auf 30% der für sie maßgebenden Regelleistung herabgesetzt
(BI.91f), da unter Berücksichtigung der Eingliederungsvereinbarung vom 04_03.2010 eine
höhere Sanktionierung nicht in Betracht kam.

Damit ist der Anordnungsgrund entfallen. Denn die jetzigen Sanktionsfolgen sind nicht so be-
einträchtigend, dass eine Entscheidung über die Sanktion nicht abgewartet werden könnte
und ein Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz zulässig wäre.

Sollte das Gericht diesbezüglich anderer Ansicht sein, wird ausdrücklich um einen entspre-
chenden richterlichen Hinweis gebeten, damit in der Sache näher vorgetragen werden kann.
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Rechtsstreit Angela Schilling
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I m Auftrag

Paetf

Anlagen
2 Abdrucke
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